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Tabelle 7:  Detailnachweis der Konten – Ansätze 920 und 925; E- und F-VA77 
                       
77 Zur besseren Lesbarkeit wurden die Spalten des Jahresvergleiches ausgeblendet.  
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5.4 Planung der Investitionstätigkeit (F-VA) 

Die Planung der Investitionstätigkeit – ein Teilbereich der investiven Gebarung im Finan-
zierungsvoranschlag – knüpft unmittelbar an die Ergebnisse des außerordentlichen 
Haushaltes an. Darüber hinaus können auch im Haushaltsjahr 2020 neue investive Vor-
haben begonnen werden. 

Die Planung der Investitionstätigkeit ist künftig eng mit dem Begriff Vorhaben – konkreter 
mit dem Begriff investive Vorhaben – verknüpft. Die gesamte Investitionstätigkeit soll 
künftig in einem eigenen Nachweis zum Voranschlag und Rechnungsabschluss, dem 
Nachweis der Investitionstätigkeit samt Finanzierung (in der Folge kurz: Nachweis der 
Investitionstätigkeit) dargestellt werden. 

Der Nachweis der Investitionstätigkeit wurde bereits ausführlich in Hörmann, VRV 2015 
– die Umsetzung auf der Gemeindeebene, in Auer/Bogensberger/Holzapfel/Hörmann/ 
Matzinger/Pfau/Pircher/Schleritzko, Kommunale Haushaltsrechtsreform und VRV 2015, 
RFG-SR 4/2018, 29 (36 ff) beschrieben. Schwerpunkt der folgenden Ausführungen ist 
die Darstellung des Nachweises der Investitionstätigkeit anhand eines Beispiels und die 
Befüllung des Nachweises anhand konkreter (geplanter) Geschäftsfälle. 
5.4  Planung der Investitionstätigkeit (F-VA) 

5.4.1 Vorhaben, investive Vorhaben und Vorhabencode 

Als Vorhaben werden Vorgänge bzw Geschäftsfälle bezeichnet, die in wirtschaftlicher, 
rechtlicher oder finanzieller Hinsicht einen einheitlichen Vorgang zum Gegenstand ha-
ben. Soweit ein Vorhaben eine Investition in immaterielle Vermögensgegenstände, 
Sachanlagevermögen oder die Erbringung sonstiger Leistungen zum Gegenstand hat, 
umfasst das Vorhaben alle sich hierauf beziehenden sachlich abgegrenzten und wirt-
schaftlich zusammengehörigen Leistungen, die in der Regel aufgrund einer einheitlichen 
Planung erbracht werden.78  

Eine Gemeinde kann ein investives Vorhaben als „Investives Einzelvorhaben“ definieren 
oder als „Sonstige Investitionen“. „Sonstige Investitionen“ sind jene Investitionstätigkei-
ten, die bisher im ordentlichen Haushalt abgewickelt wurden und nunmehr Teil der Inve-
stitionstätigkeit der investiven Gebarung im Finanzierungsvoranschlag sind. Die „Sonsti-
gen Investitionen“ können zu einem oder zu mehreren sonstigen Investitionsvorhaben 
zusammengefasst werden. Diese werden mit einem Vorhabencode markiert, der bis zu 
sieben Dekaden umfassen kann, wobei die erste Dekade die Ziffer 2 erhält.79  

„Investive Einzelvorhaben“ können ein- oder mehrjährig sein. Aufgrund vieler Hinweise 
wurde die Teilung zwischen ein- und mehrjährig nicht weiterverfolgt.80 „Investive Einzel-
vorhaben“ sind ebenfalls mit einem Vorhabencode zu markieren, wobei die erste Dekade 

                       
78 Vgl. etwa § 57 BHG 2013 bzw § 59 StGHVO.  
79 Die nähere Definition des Vorhabencodes ist den regionalen GHR zu entnehmen. 
80 Vgl. dazu noch die Ausführungen in Hörmann, VRV 2015 – die Umsetzung auf der Gemeindeebene, in Au-

er/Bogensberger/Holzapfel/Hörmann/Matzinger/Pfau/Pircher/Schleritzko, Kommunale Haushaltsrechtsreform und 
VRV 2015, RFG-SR 4/2018, 29 (40). 
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die Ziffer 1 erhält. Der Vorteil des Vorhabencodes liegt auch darin, dass erstmalig Ge-
meinden ansatzübergreifende Vorhaben planen und darstellen können. 

Bei einem investiven Vorhaben werden sowohl die zu aktivierenden Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten, die damit zusammenhängenden Finanzierungen sowie gegebenen-
falls mit diesen Strömen zusammenhängende offene Forderungen und Verbindlichkeiten 
mit einem Vorhabencode markiert.  

5.4.2 Übernahme der Investitionstätigkeit aus dem aoH 

 

Die Sicherstellung der Liquidität einer Gemeinde ist von zentraler Bedeutung im neuen 
GHR. Eine Gemeinde hat im außerordentlichen Haushalt (in der Folge kurz: aoH) das 
Einzeldeckungsprinzip zu beachten. Das bedeutet, dass jedes Vorhaben des aoH ein-
zeln etwa mit Mitteln aus dem ordentlichen Haushalt, aus Erlösen der Veräußerung von 
Gemeindevermögen, mittels Darlehensaufnahmen oder aus Kapitaltransfers zu bedec-
ken sind.  

Im neuen GHR gilt für den gesamten Bereich der Investitionstätigkeit der investiven Ge-
barung ebenfalls das Einzeldeckungsprinzip. Für die Bedeckung der Herstellungs- oder 
Anschaffungskosten gelten die bisherigen Bestimmungen sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass es sich dabei letztlich um Einzahlungen handelt.81 

Für die Übernahme der investiven Vorhaben aus dem bisherigen aoH in die Investitions-
tätigkeit gilt daher, dass sämtliche mit Blick auf die Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten nicht abgeschlossenen investiven Vorhaben in die investive Gebarung (Investitions-
tätigkeit) des F-VA aufzunehmen sind. 

Sollten in einem Rechnungsabschluss per 31. 12. 2019 noch nicht ausfinanzierte Vorha-
ben des aoH aufscheinen, die auf Basis des neuen GHR als Vermögenswerte zu aktivie-
ren sind, sind auch diese nicht ausfinanzierten Projekte als investive Vorhaben im F-VA 
einzuarbeiten. 

                       
81 Welche Art der investiven Vorhaben, wie bedeckt werden können, ist von dem jeweiligen GHR eines Bundeslandes 

abhängig. Bei der Voranschlagserstellung sind daher die jeweiligen rechtlichen Bestimmungen zu beachten. 
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Beispiel – Übernahme aoH in den F-VA der Beispiel-Gemeinde (Fortsetzung) 

Die Beispiel-Gemeinde hat im Jahr 2019 mit der Errichtung eines Kindergartens 
(Gebäude) mit Herstellungskosten in der Höhe von E 2 Millionen begonnen. Auf-
grund der vorliegenden und zu erwartenden Rechnungen geht die Gemeinde da-
von aus, dass diese im Jahr 2019 tatsächlich E 1,3 Millionen Herstellungskosten 
auszahlen wird. Die Finanzierung wurde im Jahr 2019 mit der Aufnahme eines 
Darlehens in der Höhe von E 1,5 Millionen (zugezählt in Teiltranchen 2019 und 
2020; vgl. dazu Tabelle 9) und mit Bedarfszuweisungsmitteln, die in zwei Tranchen 
im Jahr 2019 und 2020 von je E 250.000,00 ausgezahlt werden, sichergestellt.  

Bei der Übernahme dieses „Investiven Einzelvorhabens“ in den Nachweis der In-
vestitionstätigkeit, sind die Herstellungskosten und die Finanzierungsströme im VA 
2020 jeweils mit einem eindeutigen Vorhabencode mit der Ziffer „1“ in der ersten 
Dekade zu markieren. Nachdem es sich bei dem Projekt auch um ein mehrjähriges 
„Investives Einzelvorhaben“ handelt, ist dieses Vorhaben ebenfalls in der Beilage 
zum Nachweis „Teilbericht mehrjährige investive Einzelvorhaben“ darzustellen.  

In den folgenden Tabellen wird das aoH-Vorhaben „Kindergarten Neuerrichtung 
2019“ im Nachweis der Investitionstätigkeit erfasst und im „Teilbericht mehrjährige 
investive Einzelvorhaben“ dargestellt. Beim Nachweis der Investitionstätigkeit wird 
zunächst nur die erfasste Teilsumme des Vorhabens ausgewiesen. 

Beispiel 5:  Übernahme aoH in den F-VA der Beispiel-Gemeinde (Fortsetzung) 
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Tabelle 8:  Erfassung von aoH-Vorhaben im Nachweis der Investitionstätigkeit 



5.4  Planung der Investitionstätigkeit (F-VA)  

Schriftenreihe Recht und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG]  61

 

Tabelle 9:  Teilbericht mehrjährige investive Einzelvorhaben 
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Durch die Übernahme von investiven Vorhaben aus dem aoH in den F-VA ist es möglich, 
dass sich auch einzelne Positionen des E-VA ändern können. Konkret geht es dabei et-
wa um zusätzliche Mittelverwendungen für Zinsen oder Abschreibungen für Investitio-
nen, die im zu beschließenden Haushaltsjahr in Betrieb genommen werden sollen. Durch 
die Planung von investiven Vorhaben kann es daher zu einer revolvierenden Planung 
des E-VA und des F-VA in der operativen Gebarung kommen. Zusätzlich wirkt sich die 
Aufnahme von Darlehen auf den Bereich der Finanzierungstätigkeit im F-VA aus. 

Beispiel – Auswirkungen der Übernahme aoH in den F-VA (Fortsetzung) 

Für den Kindergarten nimmt die Beispiel-Gemeinde ein Darlehen in der Höhe von 
E 1,5 Mio. auf. Das Darlehen wird ab dem Jahr 2021 in 40 Halbjahresraten zu-
rückgezahlt. Im Haushaltsjahr 2020 wird angenommen, dass für das Darlehen Zin-
sen in der Höhe von E 5.300 für das aufgenommene Kapital zu zahlen sind. Der 
Kindergarten wird voraussichtlich im September 2020 in Betrieb genommen. 

Die Tilgung des Darlehens ist im mittelfristigen Haushaltsplan ab dem Jahr 2021 
zu berücksichtigen. Die Zinsen für das Darlehen und die Abschreibung für den 
Kindergartenbau (50 Jahre) sind hingegen im E-VA zu berücksichtigen. Die Zins-
zahlungen sind zusätzlich im F-VA einzuarbeiten. 

In den folgenden Tabellen werden die Auswirkungen der Aufnahme eines investi-
ven Vorhabens im E-VA und im F-VA dargestellt. Die Änderungen gegenüber der 
ursprünglichen Planung ohne die Investitionstätigkeit und deren Finanzierung ist 
grau hinterlegt. 

Hinweis: 

Die Verbuchung von Bedarfszuweisungen für investive Vorhaben kann je Bundes-
land unterschiedlich sein. Manche Bundesländer sehen vor, dass diese Bedarfs-
zuweisungen wie Kapitaltransfers zunächst zu passivieren und über dieselbe Nut-
zungsdauer des investiven Vorhabens aufzulösen sind. In der Lösung dieses Bei-
spiels wird die Variante gezeigt, dass Bedarfszuweisungen als Kapitaltransfers 
über die Kontengruppe 871 erfasst werden. Der Sinn dieser Variante liegt darin, 
dass diese Mittel über den Ergebnis- und Finanzierungshaushalt geführt werden. 
Auf die Auswirkungen im Bereich der Haushaltsrücklagen wird an dieser Stelle 
ausdrücklich hingewiesen.82 

Beispiel 6:  Auswirkungen der Übernahme aoH in den F-VA (Fortsetzung) 

                       
82 Vgl. dazu die Ausführungen unter Kapitel 5.6.2. 
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Tabelle 10:  Ansatz 240000 E-VA und F-VA nach Übernahme aoH-Vorhaben 
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Tabelle 11:  Ansatz 240000 – investive Gebarung nach Übernahme aoH-Vorhaben 
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5.4.3 Planung neuer Vorhaben der Investitionstätigkeit 

Bei der Planung neuer Vorhaben der Investitionstätigkeit sind künftig zwei Faktoren zu 
beachten. Zum einen muss das investive Vorhaben vollständig finanziert werden können 
und zum anderen ist sicherzustellen, dass die Liquidität einer Gemeinde nicht gefährdet 
und der Ergebnishaushalt möglichst ausgeglichen gestaltet werden kann. 

5.4.3.1 Berechnung der frei verfügbaren Mittel 

 

Unter diesen Voraussetzungen ist zu prüfen, ob nach Einarbeitung der aoH-Vorhaben in 
den Finanzierungsvoranschlag noch ausreichend Mittel zur Verfügung stehen, um neue 
investive Vorhaben finanzieren zu können. Diese Prüfung führt zu einer Kennzahl, näm-
lich der „frei verfügbaren Mittel“.  

Die frei verfügbaren Mittel lassen sich nunmehr aus folgenden Daten des F-VA be- 
rechnen: 

MVAG-Code MVAG

31 Summe Einzahlungen operative Gebarung

- 32 Summe Auszahlungen operative Gebarung

SA 1 Saldo (1) Geldfluss aus der Operativen Gebarung

- 361 Tilgung von Darlehen

Frei verfügbare Mittel (VA)*

+ 33 Summe Einzahlungen investive Gebarung

- 34 Summe Auszahlungen investive Gebarung

Liquiditätsbedarf Investitionstätigkeit
* In diesem Ergebnis sind bei bestimmten Bundesländern gegebenenfalls bereits veranschlagte 

Gemeinde-Bedarfszuweisungen (KG 871) enthalten.  

Formel 1:  Berechnung der frei verfügbaren Mittel und des Liquiditätsbedarfs Investitionstätigkeit 

Zu beachten ist, dass bei der Berechnung der frei verfügbaren Mittel sämtliche bereits in 
den F-VA eingearbeiteten investiven Vorhaben berücksichtigt sind. Durch diese Berech-
nung lässt sich schrittweise ermitteln, ob noch Finanzmittel für weitere neue investive 
Vorhaben nach Übernahme der investiven Vorhaben aus dem aoH vorhanden sind, oh-
ne den Finanzierungshaushalt übermäßig zu belasten. 
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Beispiel – Frei verfügbare Mittel nach Übernahme aoH in den F-VA (Fortset-
zung) 

Ausgehend von den bisher bekannten Daten der Beispiel-Gemeinde kann der ge-
samte F-VA ausgewertet und in die obenstehende Formel eingearbeitet werden. 
Dies ergibt folgende Berechnung: 

MVAG-Code MVAG Betrag

31 Summe Einzahlungen operative Gebarung 1.015.000

- 32 Summe Auszahlungen operative Gebarung 398.300

SA 1 Saldo (1) Geldfluss aus der Operativen Gebarung 616.700

- 361 Tilgung von Darlehen 58.300

Frei verfügbare Mittel (VA) 558.400

+ 33 Summe Einzahlungen investive Gebarung 0

- 34 Summe Auszahlungen investive Gebarung 700.000

Liquiditätsbedarf Investitionstätigkeit -141.600  

Die Beispiel-Gemeinde erzielt vor der Berücksichtigung neuer Vorhaben und nach 
Einarbeitung investiver Vorhaben aus dem aoH in den Voranschlag einen positiven 
Geldfluss aus der operativen Gebarung in der Höhe von E 616.700,00. Bevor die 
Beispiel-Gemeinde neue Vorhaben planen kann, müssen zunächst die langfristi-
gen bereits bestehenden Verpflichtungen für Fremdmittel bedeckt werden. Ausge-
hend von den Angaben beträgt die Tilgung für Darlehen insgesamt E 58.300,00. 
Es verbleiben für weitere Investitionen Mittel in der Höhe von E 558.400,00. Unter-
stellt man, dass für die Fertigstellung des Kindergartens diese freien Mittel einge-
setzt werden, würde die Beispiel-Gemeinde lediglich einen offenen Liquiditäts- 
bedarf in der Höhe von E 141.600,00 aufweisen. Aufgrund der bisher bekannten 
Daten ist jedoch bekannt, dass die Beispiel-Gemeinde einen Teil der Herstellungs-
kosten des Kindergartens mit der Aufnahme eines Darlehens in der Höhe von 
E 450.000,00 bedecken kann.  

Unter Berücksichtigung dieser Darlehensaufnahme verbleiben der Beispiel-
Gemeinde noch Budgetmittel um neue Vorhaben planen und finanzieren zu kön-
nen. 

Beispiel 7:  Frei verfügbare Mittel nach Übernahme aoH in den F-VA (Fortsetzung) 
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5.4.3.2 Planung neuer investiver Vorhaben 

 

Die frei verfügbaren Mittel zeigen an, ob eine Gemeinde noch über Budgetmittel verfügt, 
um neue Vorhaben planen und finanzieren zu können. Dabei sind nicht nur die Finanzie-
rungskosten für die Aufnahme eines Darlehens, sondern auch die Folgemittelaufbrin-
gungen und -verwendungen, die mit einem investiven Vorhaben verknüpft sind, zu be-
achten. Diese Folgemittelaufbringungen und -verwendungen werden im Voranschlag 
2020 oder in der mittelfristigen Finanzplanung zu berücksichtigen sein.  

Ein weiterer wichtiger Faktor sind gegebenenfalls die zusätzlichen Abschreibungen, die 
als wesentliche Position der nicht finanzierungswirksamen Aufwendungen unmittelbar 
Auswirkungen auf den Ergebnishaushalt haben.  

Die Realisierung neuer investiver Vorhaben wirkt sich somit in allen drei Haushalten aus. 
Im Vermögenshaushalt verändern sich unter anderem die Vermögenswerte und gege-
benenfalls die Fremdmittel. Im Ergebnishaushalt steigen, wenn sich sonst nichts ändert, 
die jährlich auszuweisenden Abschreibungen und die mit der Realisierung eines Vorha-
bens unmittelbar zusammenhängenden Folgemittelaufbringungen und -verwendungen. 
Im Finanzierungshaushalt werden die Auszahlungen für die Herstellungs- oder Anschaf-
fungskosten des investiven Vorhabens im Bereich der Investitionstätigkeit ebenso dar-
gestellt, wie sämtliche Folgemittelaufbringungen und -verwendungen. Dazu gehören bei 
der Finanzierung solcher investiver Vorhaben mit Darlehen auch die laufenden Darle-
henstilgungen, die Teil der Finanzierungstätigkeit sind.83 

Beispiel – Planung neuer investiver Vorhaben (Fortsetzung) 

Die Gemeinde plant noch die Anschaffung eines selbstfahrenden Saugwagens für 
den Betrieb der Abwasserbeseitigung um E 375.000. Dieser wird mit E 25.000,00 
aus dem Saldo operative Gebarung und der Rest mit der Aufnahme eines Darle-
hens finanziert. Für das aufzunehmende Darlehen ist im Jahr 2020 mit einem 
Zinsaufwand in der Höhe von E 5.700,00 zu rechnen. Die Abschreibung beträgt für 
das Jahr 2020 E 37.500,00. Der Saugwagen ersetzt eine bereits vollständig abge-
schriebene Anlage. Die Gemeinde rechnet mit ähnlich hohen Betriebskosten, wie 
für den alten Wagen. 

                       
83 Vgl. dazu die Ausführungen im Kapitel 5.5. 
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Die Gemeinde plant im Zentralamt für Amts- Betriebs- und Geschäftsausstattung 
Investitionen in der Höhe von insgesamt E 150.000,00. Diese Investitionen sollen 
als „Sonstige Investition“ dargestellt und mit Mitteln aus dem Saldo der operativen 
Gebarung bedeckt werden. Für diese Investitionen wird angenommen, dass eine 
Abschreibung im Jahr 2020 in der Höhe von E 15.000,00 zu berücksichtigen ist. 

Weitere investive Vorhaben sollen für das zu beschließende Haushaltsjahr 2020 
nicht berücksichtigt werden. 

In den folgenden Tabellen werden die Auswirkungen der Aufnahme weiterer inve-
stiver Vorhaben im Nachweis der Investitionstätigkeit im E-VA und im F-VA darge-
stellt. Die Änderungen im E-VA und F-VA gegenüber der ursprünglichen Planung 
ohne die Investitionstätigkeit und deren Finanzierung sind grau hinterlegt. 

Beispiel 8:  Planung neuer investiver Vorhaben (Fortsetzung) 
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Tabelle 12:  Nachweis der Investitionstätigkeit der Beispiel-Gemeinde (vollständig) 
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Tabelle 13:  Detailnachweis der Konten – Ansatz 010 der Beispiel-Gemeinde 
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Tabelle 14:  Detailnachweis der Konten – Ansatz 851 (SA0/SA1) 
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Tabelle 15:  Detailnachweis der Konten – Ansatz 851 (SA00 bis SA 3) 
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Beispiel – Frei verfügbare Mittel nach Planung der investiven Gebarung 
(Fortsetzung) 

Ausgehend von den bisher bekannten Daten, inklusive sämtlicher Daten der inve-
stiven Gebarung der Beispiel-Gemeinde kann der gesamte F-VA ausgewertet und 
die frei verfügbaren Mittel berechnet werden. Dies ergibt folgende Berechnung: 

MVAG-Code MVAG Betrag

31 Summe Einzahlungen operative Gebarung 1.015.000

- 32 Summe Auszahlungen operative Gebarung 404.000

SA 1 Saldo (1) Geldfluss aus der Operativen Gebarung 611.000

- 361 Tilgung von Darlehen 88.300

Frei verfügbare Mittel (VA) 522.700

+ 33 Summe Einzahlungen investive Gebarung 0

- 34 Summe Auszahlungen investive Gebarung 1.225.000

Liquiditätsbedarf Investitionstätigkeit -702.300  

Die Beispiel-Gemeinde weist frei verfügbare Mittel in der Höhe von E 522.700,00 
aus. Laut Planung möchte die Beispiel-Gemeinde für investive Vorhaben insge-
samt E 1.225.000,00 auszahlen. Für diese Auszahlung benötigt die Gemeinde 
noch Mittel in der Höhe von E 702.300,00. Zwar hat die Gemeinde im Rahmen ih-
rer Planung für die Investitionstätigkeit bereits Aufnahmen von Darlehen geplant, 
jedoch sind diese in einem abschließenden Schritt im F-VA im Bereich der Finan-
zierungstätigkeit darzustellen. 

Beispiel 9:  Frei verfügbare Mittel nach Planung der investiven Gebarung (Fortsetzung) 
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5.5 Planung der Finanzierungstätigkeit 

 

Im Bereich der Finanzierungstätigkeit werden sämtliche Ein- und Auszahlungen im Zu-
sammenhang mit derivativen Finanzinstrumenten mit Grundgeschäft, mit Finanzinstru-
menten und mit Finanzschulden einer Gemeinde veranschlagt bzw dargestellt. 

Für die meisten Gemeinden ist dieser Bereich im Wesentlichen gekennzeichnet von der 
Aufnahme und Tilgung von Darlehen, von Finanzschulden und von der Rückzahlung von 
Verbindlichkeiten aus Finanzierungsleasing. 

Sämtliche bestehende Darlehen einer Gemeinde müssen per 31. 12. 2019 ohne Diffe-
renzen in die Eröffnungsbilanz übernommen werden. Damit muss auch im Voranschlag 
2020, wie bisher, genau geprüft werden, welche Darlehen bestehen, welchen aushaften-
den Stand diese Darlehen haben und welche laufenden Tilgungen bzw Tilgungen au-
ßerhalb des Rückzahlungsplanes im zu beschließenden Haushaltsjahr 2020 zu leisten 
sind. Dies gilt sinngemäß auch für die übrigen Teile der Finanzschulden einer Gemeinde. 

5.5  Planung der Finanzierungstätigkeit 

Beispiel – Planung der Finanzierungstätigkeit (Fortsetzung) 

Zur Finanzierung der „Investiven Einzelvorhaben“ plant die Beispiel-Gemeinde die 
Aufnahme eines Darlehens in der Höhe von E 450.000,00 (Kindergarten-Zu- 
zählung des Restdarlehens) und eines neuen Darlehens für den Saugwagen in der 
Höhe von E 350.000,00.  

Die Finanzierungskosten wurden bereits in den Vorschritten berücksichtigt. Das 
Darlehen für den Kindergarten wird erst ab dem Jahr 2021 getilgt. Das Darlehen 
für den Saugwagen wird im Jahr 2020 mit E 30.000,00 getilgt. 

In den folgenden Tabellen werden die Auswirkungen der Aufnahme von Darlehen 
im F-VA dargestellt. Die Änderungen im F-VA gegenüber der ursprünglichen Pla-
nung ohne die Investitionstätigkeit und deren Finanzierung sind grau hinterlegt. 

Beispiel 10:  Planung der Finanzierungstätigkeit (Fortsetzung) 
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Tabelle 16:  Detailnachweis der Konten – Ansatz 240 (SA 2 bis SA 5) 
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Tabelle 17:  Detailnachweis der Konten – Ansatz 851 (SA 00 bis SA 5) 
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5.6  Planung der zweckgebundenen Haushaltsrücklagen 

Erst nachdem der gesamte Finanzierungsvoranschlag erstellt ist, können als vorletzter 
Schritt der Voranschlagserstellung die zweckgebundenen Haushaltsrücklagen (kurz: 
HHR) geplant werden. Voraussetzung ist, dass das Ergebnis des E-VA vor den Haus-
haltsrücklagen (SA0) vollständig vorliegt. Dies ist unter anderem erst der Fall, wenn 
sämtliche Auswirkungen der investiven Gebarung im E-VA berücksichtigt wurden. Die 
geplante Bildung und Auflösung von Haushaltsrücklagen ist im Voranschlag einzuarbei-
ten. 

5.6.1 Haushaltsrücklagen mit ZMR 

Im Zusammenhang mit den zweckgebundenen Haushaltsrücklagen mit Zahlungs-
mittelreserve (in der Folge kurz: ZMR) hat eine Gemeinde die Herausforderung zu mei-
stern, dass sie diese (Teil-)Haushalte im Gesamthaushalt bei der Planung der zweckge-
bundenen Haushaltsrücklagen zu betrachten bzw zu ermitteln hat.  

Wesentliche (Teil-)Haushalte sind etwa: 

UA Bezeichnung 

850 Betriebe der Wasserversorgung 

851 Betriebe der Abwasserbeseitigung 

852 Betriebe der Müllbeseitigung 

Tabelle 18:  Wesentl. (Teil-)Haushalte für die Planung der zweckgebundenen HHR 

Nur durch die Ansatzauswertungen können daher die (Teil-)Haushalte ermittelt und die 
geplanten Ergebnisse geprüft werden. Erst auf Basis dieser Erkenntnisse ist eine plausi-
ble Planung der zweckgebundenen Haushaltsrücklagen möglich. Darüber hinaus ist 
auch zu prüfen, ob im Finanzierungshaushalt entsprechende Mittel übrigbleiben, um die-
se einer Zahlungsmittelreserve zuführen zu können. 

Beispiel – Planung einer zweckgebundenen Haushaltsrücklage mit ZMR 
(Fortsetzung) 

Aus Vereinfachungsgründen wurde bei der Beispiel-Gemeinde nur ein (Teil-)Haus- 
halt 851000 Betrieb der Abwasserbeseitigung im Voranschlag eingearbeitet. 
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Aus der folgenden Übersicht des Ergebnisvoranschlags für diesen (Teil-)Haushalt 
ist ersichtlich, dass das Nettoergebnis (SA0) mit E 51.200,00 negativ ist. Hingegen 
ist der Finanzierungsvoranschlag dieses (Teil-)Haushaltes mit der zu veranschla-
genden Spitzenkennzahl „Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung“ 
(SA5) ausgeglichen.  

Für diesen (Teil-)Haushalt kann daher keine zweckgebundene Haushaltsrücklage 
gebildet werden. 

Beispiel 11:  Planung zweckgebundene Haushaltsrücklage mit ZMR (Fortsetzung) 
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Tabelle 19:  E-VA Bereichsbudgets der Gruppe 8 
                       
84 Zugleich Budget des Ansatzes 851000. 
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85 

Tabelle 20:  F-VA Bereichsbudgets der Gruppe 8 (bis SA3) 
                       
85 Zugleich Budget des Ansatzes 851000. 
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86 

Tabelle 21:  F-VA Bereichsbudgets der Gruppe 8 (bis SA5) 
                       
86 Zugleich Budget des Ansatzes 851000. 
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5.6.2 Haushaltsrücklagen ohne ZMR - Bedarfszuweisungen 

Für jene Bundesländer, die Bedarfszuweisungen für investive Vorhaben als Eigenmittel 
behandeln, gilt, dass diese Gemeinde-Bedarfszuweisungen über die Kontengruppe 871 
im Ergebnishaushalt als zahlungswirksamer Ertrag veranschlagt und verbucht werden.87  

Die vom Land angewiesenen Gemeinde-Bedarfszuweisungen sind entsprechend ihrer 
Widmung für investive Vorhaben zu verwenden. Diese Mittel sind etwa für die Bezahlung 
von Anschaffungskosten für das investive Vorhaben heranzuziehen. Ist dies der Fall, 
sind diese Mittel bestimmungsgemäß verwendet worden. 

Verbleiben diese Bedarfszuweisungsmittel im Ergebnishaushalt, würden sich im Jahres-
vergleich hohe Fluktuationen ergeben, die jährlich zu begründen wären. Um einerseits 
diesen Fluktuationen vorzubeugen und andererseits diese Mittel dennoch als Eigenmittel 
einer Gemeinde behandeln zu können, können sie je nach rechtlicher Grundlage eines 
Bundeslandes jährlich einer zweckgebundenen Haushaltsrücklage ohne Zahlungsmittel-
reserve zugeführt werden. Diese Haushaltsrücklagen können gegebenenfalls entweder 
über die Nutzungsdauer des Vermögenswertes, für den die Gemeinde-Bedarfszuwei- 
sungsmittel gewährt wurden88 oder über einen Beschluss eines Kollegialorgans einer 
Gemeinde89 aufgelöst werden.  

Beispiel – Planung zweckgebundene Haushaltsrücklage ohne ZMR (Fortset-
zung) 

Aus Vereinfachungsgründen wurde bei der Beispiel-Gemeinde nur im (Teil-)Haus- 
halt 240000 Kindergarten eine vom Land für die Errichtung eines Kindergartens 
gewährte Gemeinde-Bedarfszuweisung im Voranschlag eingearbeitet. 

Aus der folgenden Übersicht des Ergebnisvoranschlags für diesen (Teil-)Haushalt 
ist ersichtlich, dass das Nettoergebnis (SA0) mit E 162.600,00 positiv ist. In die-
sem Saldo sind Gemeinde-Bedarfszuweisungen in der Höhe von E 250.000,00 für 
die Errichtung des neuen Kindergartens eingearbeitet. Durch die Zuweisung an 
zweckgebundene Haushaltsrücklagen ohne Zahlungsmittelreserven in der Höhe 
von E 250.000,00 wird diese positive Sicht neutralisiert. Nachdem der Kindergar-
ten im Herbst 2020 in Betrieb genommen werden soll, ist diese Haushaltsrücklage 
mit E 5.000,00 (Annahme) aufzulösen. 

Das Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen (SA00) ist letztlich mit E 82.400,00 
negativ. 

Beispiel 12:  Planung zweckgeb. Haushaltsrücklage ohne ZMR (Fortsetzung) 

                       
87 Diese Regelung gilt etwa für Gemeinden in Oberösterreich nicht. 
88 Vgl. dazu die Bestimmungen in der StGHVO. 
89 Diese Regelung ist nach letzten Informationen Teil des GHR in Niederösterreich. 
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90 

Tabelle 22:  E-VA Bereichsbudget der Gruppe 2 

                       
90 Zugleich Budget des Ansatzes 240000. 
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91 

Tabelle 23:  F-VA Bereichsbudget der Gruppe 2 (bis SA1) 
                       
91 Zugleich Budget des Ansatzes 240000. 
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Tabelle 24:  F-VA Bereichsbudget der Gruppe 2 (bis SA5) 
                       
92 Zugleich Budget des Ansatzes 240000. 
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5.7 Ergebnis des E-VA 

 
5.7  Ergebnis des E-VA 

Wenn sämtliche Geschäftsfälle im Voranschlag eingearbeitet und die zweckgebundenen 
Haushaltsrücklagen mit und gegebenenfalls ohne Zahlungsmittelreserve im Voranschlag 
berücksichtigt wurden, kann ein vorläufiges Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen 
(SA00) für den Gesamthaushalt berechnet werden.  

Ist das Nettoergebnis (SA00) und der Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Geba-
rung (SA5) im Gesamthaushalt positiv, kann die Gemeinde eine allgemeine Haushalts-
rücklage mit ZMR in den Voranschlag einarbeiten. Sie kann maximal in Höhe des (positi-
ven) Nettoergebnisses nach Zuweisung und Entnahme von Haushaltsrücklagen (SA00) 
nach Maßgabe der Zahlungsmittel (SA5) eine solche allgemeine Haushaltsrücklage do-
tieren.93  

Ist das Nettoergebnis (SA00) negativ, kann mit der Auflösung einer gegebenenfalls vor-
handenen allgemeinen Haushaltsrücklage der Ausgleich des E-VA herbeigeführt wer-
den. 

Ist ein negatives Nettoergebnis (SA00) auf nicht zahlungswirksame Aufwendungen (etwa 
Abschreibungen) zurückzuführen, dann kann – soweit vorhanden – mit Auflösung einer 
„zweckgebundenen Haushaltsrücklage – Eröffnungsbilanz“ ebenfalls der E-VA ausgegli-
chen dargestellt werden.94 

Beispiel – E-VA und F-VA des Gesamthaushaltes (Fortsetzung) 

Sämtliche veranschlagte Geschäftsfälle werden auf Konten im E-VA und im F-VA 
erfasst. Die Konten werden über die MVAG auf bestimmten Positionen im E-VA 
und im F-VA zusammengefasst. Diese Positionen werden nach einer in der VRV 
2015 vorgegebenen Systematik zu Summen und Salden zusammengezogen und 
letztlich vollständig zum E-VA und F-VA des Gesamthaushaltes zusammengeführt. 

                       
93 Es ist zu beachten, dass manche regionalen GHR vorsehen können, dass eine allgemeine Haushaltsrücklage auch 

ohne Zahlungsmittelreserve gebildet werden kann. 
94 Für eine detaillierte theoretische Darstellung der zweckgebundenen Haushaltsrücklage – Eröffnungsbilanz siehe 

Hörmann, Leitfaden für die Eröffnungsbilanz nach der VRV 2015, RFG 1-2/2019, 140 ff sowie ÖWAV-Arbeitsbehelf 
61, VRV in der Abwasser-, Abfall- und Schutzwasserwirtschaft (2018) 23. 
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Die Beispiel-Gemeinde weist im E-VA des Gesamthaushaltes ein positives Netto-
ergebnis nach Haushaltsrücklagen (SA00) in der Höhe von E 118.500,00 aus. Im 
F-VA des Gesamthaushaltes weist die Beispiel-Gemeinde einen positiven Saldo 
„Geldfluss aus der voranschlagwirksamen Gebarung (SA5)“ in der Höhe von 
E 97.700,00 aus.  

Die Beispiel-Gemeinde kann daher überlegen, ob diese im Voranschlag die Dotie-
rung einer allgemeinen Haushaltsrücklage mit Zahlungsmittelreserve in der Höhe 
von E 97.700,00 ausweist.95 

Aus Vereinfachungsgründen wird auf diese Dotierung verzichtet, womit die beiden 
Spitzenkennzahlen bzw Ergebnisse des E-VA und des F-VA der Beispiel-
Gemeinde anhand vereinfachter Angaben besser nachvollzogen werden kann. 

In der Folge werden die beiden Gesamtbudgets E-VA und F-VA sowie die noch 
fehlenden Budgets der Gruppe 1 und der Gruppe 9 dargestellt.  

Beispiel 13:  E-VA und F-VA des Gesamthaushaltes (Fortsetzung) 

                       
95 Siehe dazu Tabelle 25 und Tabelle 26. 
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Tabelle 25:  E-VA Gesamthaushalt der Beispiel-Gemeinde 
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Tabelle 26:  F-VA Gesamthaushalt 
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Tabelle 27:  E-VA Bereichsbudget der Gruppe 0 
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Tabelle 28:  F-VA Bereichsbudget der Gruppe 0 
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Tabelle 29:  E-VA Bereichsbudget der Gruppe 9 
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Tabelle 30:  F-VA Bereichsbudget der Gruppe 9 
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Abkürzungsverzeichnis 
Abkürzungsverzeichnis 
Abkürzungsverzeichnis 

A Abschnitt 
Abs. Absatz 
AfA Abschreibung für Abnutzung 
AHk Anschaffungs- und Herstellungskosten 
Art. Artikel 

BGBl.  Bundesgesetzblatt 
BHG Bundeshaushaltsgesetz 
BMF Bundesministerium für Finanzen 
B-VG Bundesverfassungsgesetz 
bzw beziehungsweise 

EHH Ergebnishaushalt 
ER Ergebnisrechnung 
etc et cetera 
EW EinwohnerInnen 
E-VA Ergebnisvoranschlag 

FAG Finanzausgleichsgesetz 
F-VA Finanzierungsvoranschlag 
F-VG Finanz-Verfassungsgesetz 
FR Finanzierungsrechnung 

GA Gemeindeaufsichten Österreich (in der Folge kurz: GA) 
gem.  gemäß 

HB-System Haushaltsbuchführungssystem 
HH Haushalt 

IFRS International Financial Reporting Standards 
IPSAS International Public Sector Accounting Standards 

KDZ Managementberatungs- und Weiterbildungs GmbH 
KFZ Kraftfahrzeug 
KZ Kennzahl 

lt laut 

MVAG Mittelverwendungs- und -aufbringungsgruppe 

ND Nutzungsdauer 
NVG Nicht voranschlagswirksame Gebarung 
NÖ GBG Gemeinde Beratungs & SteuerberatungsgesmbH 

OÖ Oberösterreich 
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ÖHW Das öffentliche Haushaltswesen in Österreich 
ÖStP Österreichischer Stabilitätspakt 

G Gruppe 
GA Gemeindeaufsichten Österreichs  

QUANTUM Quantum Institut für betriebswirtschaftliche Beratung GmbH 

RA Rechnungsabschluss 
RFG Recht & Finanzen für Gemeinden 
RL Rücklage 

SA Saldo 
SU Summe 

TA Teilabschnitt 

UA Unterabschnitt 
UGB Unternehmensgesetzbuch 
UK Unterklasse 

VA Voranschlag 
VHH Vermögenshaushalt 
vgl. vergleiche 
VRV Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 

WRG Wasserrechtsgesetz 

zB zum Beispiel 
ZMR Zahlungsmittelreserve 
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Literaturverzeichnis 

Hörmann, VRV 2015 – die Umsetzung auf der Gemeindeebene, in Auer/Bogensberger/ 
Holzapfel/Hörmann/Matzinger/Pfau/Pircher/Schleritzko, Kommunale Haushaltsrechtsre-
form und VRV 2015, RFG-SR 4/2018, 29. 

Hörmann, Leitfaden für die Eröffnungsbilanz nach der VRV 2015, RFG-SR 1−2/2019. 

KDZ Kontierungsleitfaden 2018 für Gemeinden und Gemeindeverbände lt. VRV 2015 
(2018). 

Neuhofer, Gemeinderecht. Organisation und Aufgaben der Gemeinden in Österreich2 

(1998). 

ÖWAV-Arbeitsbehelf 61, VRV in der Abwasser-, Abfall- und Schutzwasserwirtschaft 
(2018). 

Hengstschläger, 12. Teil, Gemeindehaushaltsrecht, in Pabel (Hrsg), Das österreichische 
Gemeinderecht (Stand 2008). 



 Literaturverzeichnis  

 Schriftenreihe Recht und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG] 102 

 



Reihenübersicht  

Schriftenreihe Recht und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG]  103

SCHRIFTENREIHE RFG 
RECHT & FINANZEN FÜR GEMEINDEN 
Reihenübersicht 
Reihenübersicht 

2003 
 

 
 

Band 5/2004 
Schmied 
Facility Management 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14482-1 

Band 3/2003 
Flotzinger/Leiss 
Gemeindeabgaben im Insolvenzverfahren IV 
32 Seiten. EUR 9,80 
ISBN 978-3-214-14475-3 

 

 
 
 

Band 6/2004 
Österr. Gemeindebund  
Katastrophenschutz – Katastrophenbewältigung 
94 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-14481-4 

Band 4/2003 
Becker/Jäger/Kirowitz/Suárez/Trenker 
Lenkungseffekte von Abgaben auf Handymasten 
54 Seiten. EUR 15,20 
ISBN 978-3-214-14476-0 

 

2005 

 
 
 Band 5/2003 

Hink/Mödlhammer/Platzer (Hrsg) 
Auswirkungen des Regierungsprogramms auf  
die Gemeinden 
126 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14477-8 

 

Band 1/2005 
Hink/Leininger-Westerburg/Rupp 
E-Government – Leitfaden für Bürgermeister und 
Gemeindebedienstete 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14483-8 

2004 
 

 
 Band 1/2004 

Achatz/Oberleitner 
Besteuerung und Rechnungslegung der Vereine 
76 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14473-9 

 

Band 2/2005 
Heiss/Dietmar Pilz 
Kosten- und Leistungsrechnung der  
Siedlungswasserwirtschaft 
78 Seiten. EUR 19,80  
ISBN 978-3-214-14484-5 

 
 Band 3 – 4/2005 

Mitterbacher/Schrittwieser 
Kommunales Abgabenstrafrecht 
196 Seiten. EUR 38,–  
ISBN 978-3-214-14487-6 

Band 2/2004 
Huber/Noor/Trieb/Reifberger 
Die Gemeinden und ihre straßenpolizeilichen  
Aufgaben 
88 Seiten. EUR 21,– 
ISBN 978-3-214-14474-6 

 

 
 

Band 5/2005 
Achatz/Hacker-Ostermann/Heiss/Pilz 
Betriebsprüfung in der Gemeinde 
95 Seiten. EUR 24,–  
ISBN 978-3-214-14486-9 

Band 3/2004 
Colcuc-Simek/Mader/Skala/Viehauser/Zimmerl 
Herausforderung Siedlungswasserwirtschaft 
80 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14478-4 

 

2006 
 
 Band 4/2004 

Kerschner/Wagner/Weiß 
Umweltrecht für Gemeinden 
172 Seiten. EUR 36,– 
ISBN 978-3-214-14479-0 

 

 
 

Band 1 – 2/2006 
Sachs/Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht 2006 –  
Leitfaden für Länder und Gemeinden 
162 Seiten. EUR 36,– 
ISBN 978-3-214-14485-2 
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Band 3/2006 
Kommunalnet E-Government Solutions GmbH 
Handbuch Kommunalnet 
84 Seiten. EUR 19,80 
ISBN 978-3-214-14488-3 

 

Band 5/2007 
Reinhard Haider 
Umsetzung von E-Government 
72 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-18821-4 

 

2008 
 
 

Band 4.a/2006 
Mugler/Fink/Loidl 
Gestaltung günstiger Rahmenbedingungen für 
Klein- und Mittelbetriebe im ländlichen Raum 
52 Seiten. EUR 13,80  
ISBN 978-3-214-14489-0 

 

 

Band 1 – 2/2008 
Sachs/Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht 2006 –  
Leitfaden für Länder und Gemeinden. 2. Auflage 
164 Seiten. EUR 38,– 
ISBN 978-3-214-14498-2 

 
 

Band 4.b/2006 
Österreichischer Gemeindebund (Hrsg) 
Zukunft ländliche Gemeinde Diskussionsbeiträge 
zum Österreichischen Gemeindetag 2006 
108 Seiten. EUR 26,– 
ISBN 978-3-214-14490-6 

 

 

Band 3/2008 
Achatz/Brassloff/Brenner/Schauer 
Kommunale KG-Modelle und  
Rechnungsabschlüsse auf dem Prüfstand 
52 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14499-9 

 

Band 5/2006 
Mazal (Hrsg) 
Zur sozialen Stellung von Gemeindemandataren 
126 Seiten. EUR 28,80 
ISBN 978-3-214-14491-3 

 

2007 
 

Band 4/2008 
Mugler/Loidl/Fink/Lang/Teodorowicz 
Gemeindeentwicklung in Zentraleuropa 
48 Seiten. EUR 12,50 
ISBN 978-3-214-00542-9 

 

2009 
 
 

Band 1/2007 
Aicher-Hadler 
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des  
Bürgermeisters 
52 Seiten. EUR 14,– 
ISBN 978-3-214-14480-7 

 

 

Band 1/2009 
Lukas Held 
Haushaltsführung und Verantwortlichkeit  
der Gemeindeorgane 
124 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14500-2 

 
 

Band 2/2007 
Bacher/Grieb/Hartel/Heiss/Stabentheiner 
Die Gemeinde als Vermieterin 
116 Seiten. EUR 24,80 
ISBN 978-3-214-14494-4 

 

 
 

Band 2/2009 
Hoffer/M. Huber/Noor/Reifberger/Rettenbacher/ 
M. Schneider 
Die Gemeinde und ihre straßenpolizeilichen 
Aufgaben. 2. Auflage 
96 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-14501-9 

 

Band 3/2007 
Hofinger/Hinteregger 
Genossenschaften – eine Perspektive für 
Kommunen 
38 Seiten. EUR 9,90 
ISBN 978-3-214-14495-1 

 

 
 

Band 3/2009 
Günther Löwenstein 
Die finanzstrafrechtliche Verantwortung der  
Gemeinde 
48 Seiten. EUR 9,90 
ISBN 978-3-214-14502-6 

Band 4/2007 
Handler/Mazal/Weber  
Kommunale Sommergespräche 2007 
76 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14497-5 

 

 
 

 
 

Band 4/2009 
Alfred Riedl 
Richtlinien für Finanzgeschäfte der Gemeinden 
24 Seiten. EUR 4,90 
ISBN 978-3-214-14503-3 
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Band 2/2011 
Matschek 
Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) 
120 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14512-5 

 

Band 5/2009 
Gabriele Aicher-Hadler 
Verantwortlichkeit bei Amtsmissbrauch und  
Korruption. 2. Auflage 
52 Seiten. EUR 14,60 
ISBN 978-3-214-14504-0  

 
 

Band 3/2011 
Steindl/Wiese 
Optimales Krisenmanagement für Gemeinden 
120 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14513-2 

 
 

Band 6/2009 
A. Enzinger/M. Papst 
Mittelfristige Finanzplanung in Gemeinden 
104 Seiten. EUR 26,– 
ISBN 978-3-214-14505-7 

 

2010 
 

 
 
 

Band 4/2011 
Klug 
Einführung in das kommunale Haushalts- und 
Rechnungswesen 
36 Seiten. EUR 7,90 
ISBN 978-3-214-14514-9 

Band 1/2010 
Bacher/Heiss/Klausbruckner/G. Stabentheiner/ 
Schweyer 
Energieausweis für Gemeinden 
88 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14506-4 

 

 
 
 
 
 
 

Band 5/2011 
Breuss/Pilz/Pletz/Pölzl/Strohrigl/Teuschler 
Haushaltskonsolidierung in wirtschaftlich  
schwierigen Zeiten 
88 Seiten. EUR 20,– 
ISBN 978-3-214-14515-6 

 

2012 

Band 2/2010 
Weber/Kahl/Trixner 
Verpflichtendes Vorschul- oder Kindergartenjahr 
80 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14507-1 

 
 Band 1 – 2/2012 

Sachs/Hahnl-Trettnak 
Das neue Bundesvergaberecht 2006,  
3. Auflage 
158 Seiten. EUR 38,– 
ISBN 978-3-214-14516-3 

Band 3/2010 
Postgeschäftsstellenbeirat (Hrsg) 
Von der Postliberalisierung zur  
Postgeschäftsstelle 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14508-8  

 
 

 
 

Band 3/2012 
Jauk/Kronberger 
Gender Budgeting 
67 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14517-0 

Band 4/2010 
Hink/Rupp/Parycek 
E-Government in Gemeinden 
56 Seiten. EUR 12,80 
ISBN 978-3-214-14509-5  

 
 2013 
 

 

Band 5/2010 
Hofbauer//Kamhuber/Krammer/Mühlberger/ 
Ninaus/Pilz/Rathgeber/Ritz/Veigl 
Leitfaden zum Kommunalsteuerrecht 
124 Seiten. EUR 28,60 
ISBN 978-3-214-14510-1 

 

 

Band 1/2013 
Aicher-Hadler 
Verantwortlichkeit bei Amtsmissbrauch 
und Korruption, 3. Auflage 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14518-7 2011 

 
 
 
 

Band 2/2013 
Achatz/Oberleitner 
Besteuerung und Rechnungslegung der Vereine, 
2. Auflage 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14472-2 

Band 1/2011 
Zechner 
Strategische Kommunikationspolitik als 
Erfolgsfaktor für Gemeinden 
44 Seiten. EUR 9,80 
ISBN 978-3-214-14511-8   
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Band 3/2013 
Eckschlager 
Rechte und Pflichten der Gemeindevertreter 
74 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14519-4 

 

 
 

Band 3/2015 
Promberger/Mayr/Ohnewas 
Analyse der Gemeindefinanzen vor dem  
Hintergrund eines aufgabenorientierten 
Finanzausgleichs 
88 Seiten. EUR 20,80 
ISBN 978-3-214-03825-0 

 
 

Band 4/2013 
Mathis 
Standort-, Gemeinde- und Regionalentwicklung 
70 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14520-0 

 

 

Band 4/2015 
KWG (Hrsg), 
Bork/Egg/Giese/Hütter/Poier 
Direkte Demokratie und Partizipation in den 
österreichischen Gemeinden 
90 Seiten. EUR 20,80 
ISBN 978-3-214-03826-7 

 
 

Band 5 – 6/2013 
Kerschner/Wagner/Weiß 
Umweltrecht für Gemeinden, 2. Auflage 
124 Seiten. EUR 28,80 
ISBN 978-3-214-14521-7 

 

2014 
 

 
 

Band 5/2015 
Hödl/Rohrer/Zechner 
Open Data und Open Innovation in Gemeinden 
62 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-03827-4 

 
 
 
 

2016 

Band 1 – 2/2014 
Sachs/Trettnak-Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht, 4. Auflage 
120 Seiten. EUR 28,80 
ISBN 978-3-214-02557-1  

 
 
 

Band 1/2016 
Bacher/Hartel/Schedlmayer/G. Stabentheiner 
Immobilien sinnvoll nutzen – statt nur besitzen 
104 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-03828-1 

 
 
 

Band 3/2014 
Steinkellner/Zheden 
Prozessanalyse zur Einführung des  
Elektronischen Akts in der Gemeindeverwaltung  
80 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-02558-8  

 

Band 2 – 3/2016 
Sachs/Trettnak-Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht, 5. Auflage 
112 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-03829-8 

 

Band 4 – 5/2014 
Parycek/Kustor/Reichstädter/Rinnerbauer 
E-Government auf kommunaler Ebene 
Ein rechtlich-technischer Leitfaden zur  
Umsetzung von E-Government  
128 Seiten. EUR 30,80 
ISBN 978-3-214-02559-5 

 

 
 
 

Band 4/2016 
Promberger/Mayr/Ohnewas 
Aufgabenorientierter Finanzausgleich 
94 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-01164-2 2015 

 
 
 
 
 

Band 5/2016 
Berl/Forster 
Abfallwirtschaftsrecht 
108 Seiten. EUR 22,– 
ISBN 978-3-214-03654-6 

Band 1/2015 
Flotzinger/Leiss 
Gemeindeabgaben im Insolvenzverfahren, 
2. Auflage 
32 Seiten. EUR 7,80 
ISBN 978-3-214-03823-6 

 

2017 
 
 Band 2/2015 

Nestler/Freudhofmeier/Geiger/Prucher 
Besteuerung von Gemeindemandataren 
98 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-03824-3 

 

  
  

Band 1/2017 
Meszarits 
Finanz-Kennzahlen für Gemeindehaushalte nach
VRV 2015 
58 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-08643-5 
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Band 2/2017 
Pallitsch 
Die Rechtsstellung des Nachbarn in Bauverfahren
54 Seiten. EUR 14,20 
ISBN 978-3-214-08644-2 

 

Band 2 – 3/2018 
Sachs/Trettnak-Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht, 6. Auflage 
146 Seiten. EUR 34,– 
ISBN 978-3-214-03830-4 

 

 
Band 3/2017 
Hutter 
Haftung der Gemeinde bei Hochwasser 
98 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-08645-9 

 

 

Band 4/2018 
Bogensberger ua 
Kommunale Haushaltsrechtsreform und 
VRV 2015 
112 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-02571-7 Band 4/2017 

Graf/Križanac 
„Datenschutz neu“ für Gemeinden 
60 Seiten. EUR 15,80 
ISBN 978-3-214-08646-6 

 

 
 
 

Band 5/2018 
Volksanwaltschaft (Hrsg) 
Die Volksanwaltschaft und die Gemeinden 
76 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-02572-4 Band 5/2017 

Webinger 
Im Zeitalter der Migrationmc2 
82 Seiten. EUR 20,80 
ISBN 978-3-214-03143-5 

 

2018 
 

Band 1 – 2/2019 
Hörmann 
Leitfaden für die Eröffnungsbilanz nach 
der VRV 2015 
204 Seiten. EUR 48,– 
ISBN 978-3-214-02573-1 

Band 1/2018 
Paulitsch/Koukol 
Anti-Korruptionsrecht und Compliance-
Maßnahmen für GemeindevertreterInnen 
80 Seiten. EUR 20,– 
ISBN 978-3-214-02570-0 

 
Band 3/2019 
Auer ua 
Erstmalige Erstellung des Voranschlags 
nach der VRV 2015 
108 Seiten. EUR 26,– 
ISBN 978-3-214-02574-8 
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